
2. Die Zuteilung wird in folgender Wèise vo'rgenommen:
a) Die deutschen Wohnungsbehörden haben für jeden Wohnraum, 

sobald er durch Erfassung oder anderweitig frei wird, eine nach 
den obigen Grundsätzen ausgewählte Person als Mieter zu benennen 
und von dem Eigentümer zu verlangen, mit dieser ein Rechtsver­
hältnis abzuschließen, das ihm die Benutzung des betreffenden 
Wohnraumes sichert (Zuweisung).

b) Falls der Eigentümer nicht einwilligt, ~ oder nicht erreichbar ist, 
kann die Wohnungsbehörde eine Verfügung erlassen, welche die

I Wirkung eines Mietvertrages hat.
c) Ein Mietvertrag gemäß Absatz 2 ä) oder eine Verfügung mit der 

Wirkung eines solchen, gemäß Absatz 2 b) ist füi*die von der zu­
ständigen Wohnungsbehörde festgesetzte Dauer gültig. Mietvertrag 
oder‘Verfügung müssen den zu zahlenden Mietzins sowie alle von 
der Wohnungsbehörde als zweckmäßig erkannten Bedingungen 
und Bestimmungen enthalten. Hierbei hat die Wohnungsbehörde 
Mietverträge, wie sie für Wohnungen der betreffenden Art orts­
üblich sind, zu berücksichtigen.

d) Innerhalb von 15 Tagen nach der Erfassung muß der Mietvertrag 
abgeschlossen und die Wohnung bezogen werden.

e) Ein vor der Erfassung begründetes Rechtsverhältnis, insbesondere 
ein Mietvertrag über die, Benutzung des erfaßten Wohnraumes 
erlischt spätestens mit dem Inkrafttreten eines nach den Vorschrif­
ten dieses Artikels abgeschlossenen neuen Rechtsverhältnisses. Ein 
nach der Erfassung vorgenommenes Rechtsgeschäft über die Über 
lassung des erfaßten Wohnraumes, das den Vorschriften dieses Ar­
tikels nicht entspricht, ist nichtig.

ARTIKEL IX
1. Alle Personen müssen mit dem Antrag auf Zuteilung von Wohnraum 

der zuständigen Wohnungsbehörde ihre Lebensmittelkarten und, falls sie 
der Arbeitsregistrierungspflicht unterliegen, eine entsprechflläe Beschei­
nigung des Arbeitsamtes mit Angabe ihres Berufes oder ihrer Beschäfti­
gung vorlegen.

2. Wer Anspruch auf Bevorzugung erhebt, weil er dem nationalsozia­
listischen Regime Widerstand geleistet oder unter ihm Benachteiligung 
erlitten hat, muß

a) entweder eine Bescheinigung seiner Entlassung aus dem Konzen­
trationslager oder

b) als Beweis seines Anspruches eine schriftliche Bestätigung des ört- 
. liehen Gewerkschaftsausschusses oder, in Ermangelung eines

solchen oder falls der Antragsteller nicht Mitglied einer Gewerk­
schaft ist, der zuständigen Stelle einer von der Militärregierung zu 
bestimmenden Organisation beißringen.
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